
 
 

 

 

BBK-Bürger/innen – Brief  
 

Informationen der Wählergemeinschaft 
Bündnis Bürgerbeteiligung Kiel 

Nr. 2/2009 vom November 2009 
auch im Internet: www.bbkiel.de  

 

Uhlenkrog-Rampe: 
Jetzt sind Sie gefragt! 

 

Liebe Leserinnen und Leser, 
 

 
Wissen Sie noch? Im Herbst 2007 lösten die 
städtischen Pläne, am Kieler Uhlenkrog einen 
Autobahnvollanschluss (so genannte "Uhlenkrog-
Rampe") zu bauen, starke Widerstände in der Be-
völkerung aus. Rund 2.000 Unterschriften gegen 
dieses Vorhaben konnten die Mitglieder der 
Bürgerinitiative gegen die Uhlenkrog-Rampe in 
kurzer Zeit sammeln. Vielleicht haben Sie ja auch 
unterschrieben? 
 
Bürgerinnen und Bürger werden an der 
Entscheidungsfindung beteiligt 
Dies zeigte Erfolg. Obwohl die Uhlenkrog-Rampe 
zügig in den Kieler Verkehrsentwicklungsplan 
eingestellt wurde, ist man sich städtischerseits nicht 
mehr sicher, ob oder wie man dieses Projekt rea-
lisieren soll.  
Ein Bürgerbeteiligungsverfahren soll hier nun 
Klarheit schaffen:  Bei dem Werkstattverfahren 
(Workshop)  handelt es sich im Wesentlichen um 
die Bearbeitung der Uhlenkrog-Thematik, bei der 
auch Wirtschaftsinteressen eine große Rolle 
spielen.  
Verschiedene Vorschläge der Bevölkerung zur Ver-
kehrsentlastung sollen hier gegeneinander abgewo-
gen werden. Dazu gehört auch der geplante Auto-
bahnvollanschluss "Uhlenkrog-Rampe"! Un-
glücklicherweise  findet dieser Workshop an einem 
Adventssamstag statt. Da wäre es leicht möglich, 
dass die zu erwartende verkehrliche Ausnahme-
situation die Meinungsbildung beeinflusst. – Wäre 
das in Ihrem Sinne? 
 
Kommt die "Rampe" vielleicht doch?  
Eines sollte Ihnen klar sein: Die Rampenplanung ist 
auch angesichts komplett neuer kommunalpoliti-
scher Verhältnisse keineswegs vom Tisch. Ob die 
Uhlenkrog-Rampe kommt oder nicht, das hängt 
jetzt aber von Ihnen ab: Wir vom BBK können Sie 

nur ermuntern, die  Workshop-Einladung anzuneh-
men: Nutzen Sie unbedingt die Gelegenheit, sich 
für die Zukunft Ihres Stadtteils einzusetzen. Lassen 
Sie uns nicht nur über "Rampen" reden, sondern 
über sinnvolle Maßnahmen zur Entlastung der 
Anwohnerinnen und Anwohner!   
 

Was können Sie tun? 
 
1) Informieren Sie sich: Lesen Sie den Bürger-
brief. Sprechen Sie mit Ihren Nachbarn über das 
Thema oder nehmen Sie Kontakt zur Bürgerinitia-
tive auf.  
 
2) Werden Sie selbst aktiv: Nehmen Sie teil am  
  

Bürgerbeteiligungsverfahren 
Samstag, den 28.11.2009, um 15:00 im Casino 

der Kieler Stadtwerke,  
Uhlenkrog 32, 24113 Kiel 

 
Anmeldung nur über das Tiefbauamt der Stadt Kiel 
(Telefon: 0431/9014521) oder per E-Mail an 
planungswerkstatt@kiel.de. 
 

 
Bürgerbeteiligung durch Transparenz 
und Hintergrundinformationen 
Wer mitreden will, benötigt fundiertes Sachwissen: 
Daher sind die bislang unveröffentlichten Hinter-
grundinformationen zur Uhlenkrog-Rampe aus 
der Akteneinsicht bestimmt aufschlussreich für Sie 
(s. folgender Artikel). Auch die anderen beiden 
interessanten Beiträge des Bürgerbriefes zeigen, wo 
effektive Verkehrsentlastung für die Bürger/innen 
ansetzen muss! 
 
 

Mit den besten Wünschen für einen aktiven Herbst 
2009 grüßt Sie im Namen des gesamten Vorstandes 
des BBK  

 
 
 

Dr. Stefan Anderssohn, Vorsitzender  
 

 
 

�  Lesen Sie auf der nächsten Seite: 
"Wie die Uhlenkrog-Rampe in den Ver-
kehrsentwicklungsplan kam …" 
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Hassee/Hasseldieksdamm: Uhlenkrog-Autobahnan-
schluss 
 

Wie die Uhlenkrog – Rampe in den 
Verkehrsentwicklungsplan ( VEP ) kam …  

 

Von Sönke Nonnsen, Sprecher der Bürgerinitiative 
gegen die Uhlenkrog-Rampe, Hassee 
 

ie Vermutungen der Bürgerinitiative, (s. 
Bürgerbrief Nr. 1/2009), haben sich durch eine  
Akteneinsichtnahme im Wirtschaftsminis-
terium des Landes Schleswig–Holstein bestä-

tigt. Der Bürgerinitiative liegen Vermerke und 
Protokolle vor, in denen Absprachen zwischen der 
Citti–Handelsgesellschaft mbH Co KG, Amts-
trägern der Stadtverwaltung Kiel und  Kommunal-
politikern der CDU und der Grünen dokumentiert 
werden.  
 

Das weckt  nicht bei allen 
Lebensfreude: Die Akten-
einsicht der »Bürgerinitiative ge-
gen die Uhlenkrog-Rampe« hat 
zutage gefördert, dass seit min-
destens 2005 zwischen dem  
Kieler Handelsunternehmen citti, 
Stadt und Land Schleswig-
Holstein  Planungen sowie 
Vorabsprachen über die Rea-
lisierung des heftig umstrittenen, 
größtenteils steuergeld-
finanzierten Autobahn-
anschlusses am Uhlenkrog 
getätigt wurden. 

 
Teilnehmer an den  unterschiedlichen Zusam-
menkünften in verschiedener Besetzung: Herr 
Lütje, Herr Sass, Herr Rottes (Citti Handels-
gesellschaft), Herr Cordes, Herr Kruber, (CDU, 
Ratsherren), Herr Oschmann, Herr Hansen, 
(Bündnis 90/Grüne, Ratsherren), Herr Schmeckthal, 
Herr Todeskino, für die Stadtverwaltung Kiel sowie 
Vertreter der Landesverwaltung, wie die Schrift-
stücke belegen. 
 

Die hier vorgestellten Akten und weitere 
Informationen finden Sie unter: 

www.uhlenkrog-rampe.de 
 

Meinungen, Fakten und Diskussionen rund um das 
Thema bietet Ihnen: 

www.uhlenblog.de  
 
Diese Absprachen erfolgten bereits im August 
2005 vor Eröffnung der Citti – Mall, und es wur-
den erste Festlegungen zum Bau der Uhlenkrog 
– Rampe getroffen.  

Herr Schmeckthal (Tiefbauamtsleiter der Lan-
deshauptstadt Kiel) sollte zu diesem Zweck einen 
verkehrlichen Bedarfsnachweis erstellen, der 
insbesondere relevante Fernverkehrsanteile belegt.  
 
Anmerkung der Bürgerinitiative:  Allerdings 
konnte man zu diesem Zeitpunkt die relevanten 
Fernverkehrsanteile nicht kennen. Die Neuer-
öffnung des Citti-Parks fand erst am 30. August 
2006 statt.  
 
Die Bürgerinitiative hat immer wieder auf 
Widersprüche bei der Darlegung der verkehrlichen 
Relevanz durch die Landeshauptstadt Kiel 
hingewiesen.  
Es gab offensichtlich das Problem, den Bund als 
finanziellen Baulastträger und Genehmigungs-
behörde  für den Bau der Anschlussstelle A 215 an 
den Uhlenkrog mit einzubinden. Dies wurde im 
November 2005 erörtert (Protokollauszug, 
Hervorhebung durch den Verfasser): 
 
"Die bauliche Machbarkeit und Finanzierung 
widerspricht dem Interesse des Straßen-
baulastträgers Bund. Es sei daher von der Stadt 
zunächst das verkehrliche und planerische Interesse 
aufzuzeigen und möglichst zahlenmäßig insbe-
sondere auch die Fernverkehrsrelevanz zu belegen. 
Aber auch dann sei eine Zustimmung des Bundes 
nicht sicher. Für den Fall einer Zustimmung sei 
darüber hinaus davon auszugehen, dass der Bund 
eine Finanzierung auf Stadt oder Dritte ganz oder 
zumindest teilweise abwälzen könnte. Eine 
Förderung des Bauvorhabens mit GVFG- Mitteln 
wird  nicht ausgeschlossen, wenn über den 
Anschluss Uhlenkrog eine verkehrswichtige 
städtische Straße mit der A 215 verknüpft wird. 
Diese verkehrswichtige Straße könne der 
verlängerte Mühlendamm als Ersatz für die 
Saarbrückenstraße darstellen.  
 
Anmerkung der Bürgerinitiative : Die Planungs-
verantwortlichen beabsichtigten mit diesen 
strategischen Überlegungen den Bund als Bau-
lastträger einzubinden und eine Baugenehmigung 
des Bundes zu erreichen. Demnach bestand kein öf-
fentliches Interesse für den Bau einer 
Anschlussstelle der A 215 an den Uhlenkrog. 
Aufgrund dieser Problematik kommt es nach 
Ansicht der Bürgerinitiative zu weiteren Überle-
gungen, wie der Bund und andere öffentliche 
Baulastträger zu dem o. g. Zweck einzubinden 
wären.  

 
Im Juni 2006 wird der Verkehrsentwicklungsplan 
(VEP) in die Überlegungen mit einbezogen, wie ein 

D 
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Aktenvermerk der Citti Handelsgesellschaft mbH & 
Co KG belegt (Protokollauszug, Hervorhebung 
durch den Verfasser): 
 
"Einerseits war ein schnellstmöglicher Ratsbe-
schluss gewünscht, andererseits sieht die Politik die 
Notwendigkeit, den neuen Autobahnanschluss in 
den Verkehrsentwicklungsplan aufzunehmen. Herr 
Lütje, (Geschäftsleitung Citti-Park) schilderte aus 
seiner Sicht den Eindruck aus einem Gespräch 
mit Herrn Dr. Zeichner, wonach ein schneller 
Ratsbeschluss die Finanzierung des Vorhabens 
unter anderem mit öffentlichen Mitteln aus Berlin 
sicherstellt. Sollte das Vorhaben in den VEP 
aufgenommen werden, so sei einerseits eine 
zeitliche Verzögerung und darüber hinaus die 
Finanzierung gefährdet, da im VEP eine große 
Anzahl von Vorhaben aufgeführt und zur Reali-
sierung vorgeschlagen wird. Dem widersprach 
Herr Kruber (Ratsherr Landeshauptstadt Kiel, 
CDU): Es ist für die Politik heute schwer 
darstellbar, warum ein so wichtiges Bauvorhaben 
außerhalb des VEP durchgesetzt werden müsse. 
Auch die Gründe der Finanzierung sind für ihn 
nicht nachvollziehbar. Auch im VEP werden die 
Vorhaben in eine Prioritätsliste eingestuft. Es sei 
nicht zu befürchten, dass aus dem VEP, der 
üblicherweise eine Geltungsdauer von 10 Jahren 
hat, zu viele Vorhaben angeschoben werden und die 
Finanzierung damit nicht gesichert sei." 
 
Im August 2006 kommt es zu einer weiteren Zu-
sammenkunft (Protokollauszug, Hervorhebungen 
durch den Verfasser):  
 
"Die Vertreter der Fraktionen (CDU und Bündnis 
90/ die Grünen), der Landeshauptstadt Kiel führen 
insbesondere aus: Es fehle an entsprechenden 
Ratsbeschlüssen für die gewünschte Anschluss-
stelle. Die Landeshauptstadt Kiel bevorzuge daher 
die Umsetzung der Planung in einem geordneten 
Verfahren. Derzeit werde der neue Verkehrsent-
wicklungsplan der Landeshauptstadt Kiel erstellt. 
Den Vertretern der Landeshauptstadt Kiel sei 
daran gelegen, dass im Hinblick auf politische 
Rücksichtnahmen in der Öffentlichkeit nicht der 
Eindruck erweckt werde, der Citti-Markt (lex Citti) 
werde bevorzugt behandelt. Deshalb solle über die 
Anschlussstelle Uhlenkrog im Rahmen des 
Verkehrsentwicklungsplans entschieden werden, 
da im VEP die verkehrlichen Belange aller 
Stadtteile gleichermaßen behandelt würden. Herr 
Schmeckthal erläutert, dass er für die Planung 
einen Zeitbedarf von 10 bis 12 Monaten sieht. 
Allerdings könne die Verwaltung derzeit noch 
keinen Planungsauftrag erteilen. Da für die 

Umsetzung der Planung Finanzmittel erforderlich 
würden, die nicht bewilligt seien. Auf Nachfrage 
schätzt Herr Schmeckthal die Kosten hierfür auf 
rd. 250.000 €. Herr Lütje anerkennt die Probleme 
der Verwaltung und bietet an die Planungskosten 
vorzustrecken, so dass bereits parallel zur Erstel-
lung des Verkehrsentwicklungsplanes mit den mit 
den entwurfstechnischen Arbeiten an der Anbin-
dung des Uhlenkrogs von der BAB 215 begonnen 
werden könne." 
 
Abschließend wird eine Sprachregelung zu 
dieser Thematik vereinbart: 
1. Es gibt ein grundsätzliches funktionierendes 
Verkehrskonzept für die Anbindung der Citti-
Mall. 
2. Im Rahmen der Neuaufstellung eines Ver-
kehrsentwicklungsplans für die Landeshaupt-
stadt Kiel werden, bzw. sollen alle verkehrlichen 
Probleme, die in den nächsten Jahren in der 
Landeshauptstadt Kiel anstehen, gelöst werden. 
Hierbei werde auch über einen Anschluss des 
Uhlenkroges an die A 215 diskutiert."  
 
Die Bürgerinitiative hat einige markante Stellen 
(Auszüge) aus den Protokollen und Vermerken 
zitiert. Lesen Sie unbedingt die Dokumente im 
Gesamtzusammenhang. Thematisch wird auch der 
Citti-Bahnhof und die so genannte Bahnhofs-
erschließungsstraße behandelt. Wir haben die Do-
kumente unter www.uhlenkrog-rampe.de/ 
akteneinsicht.html veröffentlicht. Auf Anfrage 
senden wir Ihnen die Schriftstücke gerne zu.  
 
Was belegen diese vorgenannten Schriftstücke?  
Welche Feststellungen können nach dem Inhalt 
der Protokolle getroffen werden:  
  
(1) Fehlende Transparenz in der öffentlichen 
Darstellung über die Hintergründe der 
Rampenplanung durch politische Mandatsträger 
und Teilen der beteiligten städtischen Verwaltung. 
Auf den öffentlichen Ortsbeiratssitzungen zu dieser 
Thematik wurde auf den Inhalt der Protokolle und 
Vermerke nicht eingegangen. Auf Nachfrage der 
Bürger(innen) wurde allenfalls von einem 
teilweisen Zusammenhang mit wirtschaftlichen 
Verkehren und der Rampenplanung gesprochen. 
Angeblich gab es auch keine Detailpläne zu diesem 
Vorhaben. Bereits im August 2006 wurden aber 
Festlegungen zur Erstellung dieser Detailpläne 
getroffen, (siehe oben). Eine im Juni 2009 zur 
Einsicht beantragte Kostenvereinbarung zur 
Planerstellung liegt der Bürgerinitiative nun vor und 
wird zurzeit ausgewertet. Im Fazit für die Bürger-
(innen) eine bedrückende Praxis der Desin-



www.bbkiel.de                            BBK Bürger/innen-Brief , Seite 4 2/2009 

formation, die aus Sicht der Bürgerinitiative 
aufgeklärt werden muss.     
 

(2) Es mangelt dem Bau der Uhlenkrog - Rampe 
an Begründetheit. Die Bürgerinitiative vermutet, 
dass die demokratischen Gremien, Bauausschuss 
und Ratsversammlung, zum Zeitpunkt der Ent-
scheidungsfindung über die Aufnahme der Uhlen-
krog-Rampe in den VEP nur in Teilen Kenntnis 
über die Zusammenhänge aus den der Bürger-
initiative vorliegenden Vermerken und Protokollen 
hatten. Damit fehlte es den Mandatsträgern dieser 
Gremien an entscheidenden Informationen für 
deren Abstimmungsverhalten. Die Aufnahme der 
Uhlenkrog – Rampe in den Verkehrsent-
wicklungsplan ist aufgrund vorenthaltener, für das 
Abstimmungsverhalten wesentlicher Informationen, 
nach Ansicht der Bürgerinitiative fehlerhaft. 

 

(3)  Eine für die Bürger(innen) sachlich nicht 
nachvollziehbare Verflechtungslage zwischen 
politischen Mandatsträgern, einem Wirtschafts-
unternehmen und städtischer Verwaltung. Wer 
hat hier die Herrschaft über verkehrliche Pla-
nungen und die Verwendung von Steuergeldern? 
Diese Frage sollte nach Auffassung der Bürger-
initiative durch die betreffenden Personen 
beantwortet werden. 

         
(4) Unzureichende Berücksichtigung der nega-
tiven Auswirkungen auf die gesamten Stadtteile: 
Wir sind mit einer Haltung der beteiligten Mandats- 
und Amtsträger, sowie der Citti-Geschäftsleitung 
konfrontiert, die die Interessen der Bürger(innen) 
von Hasseldieksdamm, Hasselrade und Hassee von 
Beginn der Uhlenkrog–Rampenplanung an nicht 
berücksichtigt. Man hat die gravierenden Nachteile  
für die Bürger(innen) in unseren Stadtteilen durch 
Umsetzung der Rampenplanung bisher einseitig 
billigend in Kauf genommen.  
Eine spürbare Entlastung des Saarviertels ist bei 
dem derzeitigen Planungsstand durch weitere 
Verkehrsanbindungen des Citti-Grundstücks nicht 
zu erwarten. Im Übrigen stand eine Entlastung des 
Saarviertels auch nicht im Zentrum des Pla-
nungsziels. Es geht primär um die Durchsetzung 
weiterer Verkehrsanbindungen für die Citti–Mall, 
wie die Akteneinsichtnahme belegt. 
Die Förderung eines einzelnen Unternehmens durch 
viele Millionen Euro Steuergelder in Form der Uh-
lenkrog–Rampe ist nicht Aufgabe der öffentlichen 
Hand, dient aus unserer Sicht nicht dem Allge-
meinwohl und führt zu Wettbewerbsverzerrungen 
und damit Arbeitsplatzverlusten im Kieler Wirt-
schaftsraum.  

 
 
 

Forderungen der Bürgerinitiative: 
 

Die sich ergebenden Forderungen hat die Bürgeri-
nitiative Anfang Oktober 2009 bereits in einem Of-
fenen Brief an den Bürgermeister formuliert. Dies 
sind im Wesentlichen:  
 
1) Untersuchung und kritische Aufarbeitung der 
Vorgänge, die zur Aufnahme der Uhlenkrog–
Rampe in den Verkehrsentwicklungsplan geführt 
haben, z.B. in Form einer öffentlichen 
Podiumsdiskussion, deren inhaltliche Grundlage 
durch einen fraktionsübergreifenden Untersuchungs-
ausschuss vorbereitet wird. 
 

2) Die derzeitige Planung der Landeshauptstadt Kiel 
zur Uhlenkrog-Rampe kann angesichts der Faktenlage 
nicht Gegenstand eines Bürgerbeteiligungsverfahrens 
sein.   
Wirtschaftspolitische Interessen und Bedürfnisse 
der Anwohner/innen in den Stadtteilen sind zu 
unterscheiden: Die Bürgerinitiative fordert daher 
eine konsequente bürgerorientierte Zielsetzung des 
Werkstattverfahrens im Hinblick auf das Thema: 
"Verkehrsentlastung der Stadtteile Hassee und 
Hasseldieksdamm". 

 

3) Damit das Bürgerbeteilungsverfahren ergebnis-
offen durchgeführt werden kann, sind neben den 
unparteiischen Moderatorinnen vor allem externe 
Gutachter und neu erhobene Daten (z.B. über 
Verkehrsflüsse) nötig. 
 
Vermutlich wäre das kostspielige Bürgerbeteiligungs-
verfahren überflüssig, wenn eine transparente Vorge-
hensweise  von Anbeginn der Absprachen und Pla-
nungen angestrebt worden wäre. Die Bürger-
beteiligung kann diese Defizite in Form des Werk-
stattverfahrens nicht ausgleichen.  
Das Werkstattverfahren ist durch die festgelegte 
Ablaufstruktur, eine freie Diskussion im Plenum ist i. 
d. R.  nicht möglich, auch nicht geeignet notwendige 
Problemstellungen zu behandeln.  
Es ist zudem auch nicht Aufgabe der Bürger(innen) 
zweifelhafte Verkehrsprojekte durch Bürgerbetei-
ligung im Nachhinein zu legitimieren. Diese Gefahr 
besteht durchaus, wenn keine Klärung der grund-
legenden Sachfragen vorab durch die Planungsverant-
wortlichen stattgefunden hat.  
 
Die Bürgerinitiative ist nicht zu dem Ablauf, zur 
Auswahl des Moderationsteams, zum Inhalt und 
zur Öffentlichkeitsarbeit des Bürgerbeteilungs-
verfahrens gehört worden.  
 
Was haben wir von dieser Art der Bürgerbeteiligung 
zu erwarten? 
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----------------------- BBK -------------------- 
 

Hasseldieksdamm: Verkehrsberuhigung  
 

Brennpunkt: Verkehrsbelastung 
der Hofholzallee 

Von Dr. med. André Schrauder (Hofholzallee 54) 
 
eit vielen Jahren hat sich die Hofholzallee als 
eine Hauptverkehrsader parallel zu den 
eigentlich dafür vorgesehenen Haupttrassen 

Skandinaviendamm sowie A215 etabliert. Für die 
Anwohner der Hofholzallee, darunter viele junge, 
kinderreiche Familien, ist die unerträgliche 
verkehrliche Belastung nicht mehr hinzunehmen. 
Auch vor dem Hintergrund, dass die Hofholzallee 
die Waldorfschule, den Waldorf- und Rudolf-
Steiner-Kindergarten als direkte Anlieger hat und 
als Schulweg zur Friedrich-Junge-Schule, zur 
Gorch-Fock-Schule sowie als Zuwegung zum 
AWO-Servicehaus und zum ev. Kindergarten für 
ganz junge sowie hoch betagte Mitbürger mit 
besonderer Schutzbedürftigkeit dient, ist eine 
Verkehrsberuhigung dringend notwendig! 
 

 
Die Hofholzallee in Hasseldieksdamm, von ihren 
Anwohnern zuweilen auch "der breite, reißende 
Fluss" genannt.   
 
Diese verkehrliche Überlastung wird in der von der 
Stadt Kiel verfassten Analyse der Mängel im 
Verkehrssystem (22.11.2006) explizit als Problem 
formuliert: 
 
„ In der Hofholzallee gibt es für die vorrangige 
Wohnnutzung zuviel Lkw- und Durchgangsver-
kehr“ (Kapitel 3.8; S.16; Hervorhebung durch den 
Verfasser). 
 
Paradoxerweise wird dieser dokumentierte Miss-
stand im anschließend von der Stadt Kiel erarbeite-
ten und verabschiedeten Verkehrsentwicklungsplan 
der Stadt Kiel (VEP2008; 19.12.2007) nicht berück-
sichtigt. Vorrangige strategische Ziele des 

VEP2008 sind, dass Kiel „Kinder- und familien-
freundlichste Stadt“ werden will (Kapitel 2.1; S.9), 
hierfür sollen „Verkehre auf leistungsfähigen und 
möglichst unsensiblen Routen gebündelt werden, 
sodass das untergeordnete Straßennetz vor allem in 
den Wohngebieten entlastet wird“ (Kapitel 6.4.1.; 
S.46). Für Wohn- und Mischquartiere wie in der 
Hofholzallee wird ein „besonderer Wert auf 
geringes Geschwindigkeitsniveau und wenig 
Durchgangsverkehr gelegt“ (Kapitel 2.2.2; S.13). 
Konkret wird jedoch unverständlicherweise für die 
Hofholzallee keine entsprechende Umsetzung und 
Problemlösung im VEP 2008  eingeplant! Im 
Gegenteil, es wird eine für die Anwohner nicht 
nachvollziehbare „Grundsanierung der Hofholzallee 
als eine der verkehrswichtigen Strassen geplant, um 
das prognostizierte Verkehrsaufkommen aufneh-
men zu können“ (Kapitel 6.4.3.6; S.58/59). 
 
Im Rahmen der Erstellung des Aktionsplans gem. 
§47d Bundes-Immissionsschutzgesetz der Landes-
hauptstadt Kiel (=Lärmaktionsplan) wird am 
23.09.2008 von den Bewohnern der Hofholzallee 
(zusammen mit 155 Unterschriften) im Zuge der 
Bürgerbeteiligung ein Maßnahmenkatalog einge-
bracht, der sehr kostengünstig, zeitnah und mit 
wenig Aufwand umzusetzen ist:  
 
1) Der bisherige Durchgangsverkehr der Hof-
holzallee könnte (wie im VEP strategisch 
beschrieben) auf Hochleistungsstrassen (um-) gelei-
tet und gebündelt werden. Dies sind im Fall der 
Hofholzallee die parallel verlaufenden A 215, 
welche aktuell auf 6 Fahrstreifen erweitert wird, 
und der für eine optionale 4-Spurigkeit angelegte 
Skandinaviendamm ohne Wohnbebauung.  
2) Eine Geschwindigkeitsbeschränkung von 30km/h 
wäre eine zusätzliche Möglichkeit, die Hofholzallee 
für den Durchgangsverkehr unattraktiv werden zu 
lassen.  
 
Die Stadt Kiel stellt im verabschiedeten 
Lärmaktionsplan (Frühjahr 2009) fest (Hervorhe-
bung durch den Verfasser):  
 
„ In der Hofholzallee liegt grundsätzlich eine 
verbesserungsbedürftige Situation vor, da die 
Lärmpegel oberhalb der Schwellenwerte liegen. 
Dies verdeutlicht nicht nur der Antrag des 
Ortsbeirates Hasseldieksdamm, sondern ebenso das 
große Engagement von über 150 Unterschriften aus 
den Wohngebieten entlang der Hofholzallee“ 
(Stellungsnahmen und Anträge zum Lärmaktions-
plan; S. 5).  
 

S 
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Nun plant die Stadt Kiel im Herbst 2009 Werkstatt-
verfahren zur verkehrlichen Entlastung der Wohn-
gebiete in Hassee und Hasseldieksdamm (Beschluss 
im Bauausschuss; 07.05.2009).  
 
Nachdem die Stadt Kiel mehrfach (wie oben 
ausgeführt) die Missstände der Verkehrs-
belastung in der Hofholzallee dokumentiert hat 
erwarten die BürgerInnen nun endlich eine 
längst überfällige Lösung dieses Brennpunkts 
durch Realisierung o.g. konkreter Vorschläge! 
 
 
----------------------- BBK -------------------- 
 
 

Brennpunkt: Lärmschutz 
Hasselrade 

Von Barbara Kämper, Siedlung Hasselrade, Interes-
sengemeinschaft Lärmschutz Hasselrade 
 

ls ehemalige Bewohnerin des Saarviertels 
und jetzt in der Siedlung Hasselrade 
wohnend, scheine ich vom Regen in die 

Traufe gekommen zu sein. Durch eine Autobahn 
wurden diese beiden ursprünglichen Stadtteile im 
Zuge der Olympischen Spiele einfach durch-
(ge)schnitten. Aber nicht nur das: mit den Jahren 
stieg das Verkehrsaufkommen, parallel dazu 
Geschwindigkeit und Lärmpegel.  
 
Es zählt nicht, dass Tausende von alteingesessenen 
Bürgern entlang dieser Hochleistungsstraßen 
(dieses Wort muss man sich auf der Zunge zergehen 
lassen) gesundheitlich gefährdet sind, weil ihnen 
der Verkehrslärm tags und auch nachts in den 
Ohren liegt. Es sind einfach zu wenige, diese paar 
Tausend, als dass man auf sie Rücksicht nehmen 
müsste. Und es sind wohl auch nicht die Richtigen, 
nur Handwerker und kleine Unternehmer. 
 
Wie dem auch sei: die Stadt müht sich in den Orts-
beiratssitzungen redlich ab, uns Anwohnern auf-
wändige Beschallungsvermeidungspläne in Form 
von Lärmschutzwällchen vorzulegen, die – und 
jetzt kommt der erhobene Zeigefinger – „ganz doll 
viel Geld kosten“.  
Keiner dieser Pläne taugt etwas, nein, im Gegenteil, 
es werden zur Zeit sowohl die Autobahn 215 bis 
zum Uhlenkrog als auch der Olof-Palme-Damm auf 
drei Fahrspuren erweitert, damit die Autos noch 
zügiger davonbrausen können ... 
 

Und da man vom Autofahrer nicht verlangen kann, 
wenigstens die fünf Kilometer bis zur Stadtgrenze 
hinter Mettenhof eine der städtischen Bebauung 
angepasste Geschwindigkeit von 60 km/h zu fahren, 
wird diese „Hochleistungsstraße“ namens Autobahn 
von den Verkehrsexperten im weit entfernten 
Bundesministerium auch wie eine ebensolche 
betrachtet. 
 
Wir fordern vernünftige Lärmschutzmaßnahmen für 
unsere Siedlung und die angrenzenden Straßen, und 
zwar zunächst ohne großen Aufwand, mit einer 
rigorosen Geschwindigkeitsbegrenzung auf 60km/h. 
Diese Schilder aufzustellen ist nicht teuer, zumal 
uns die Stadt Kiel 100.000,- Euro verbindlich und 
zweckgebunden zugesagt hat! 
 

Anmerkung der Redaktion: In der Zwischenzeit hat 
sich einiges getan! Die Siedlung Hasselrade wird 
einen Lärmschutzwall für ca. 160.000 € erhalten. 
Dies ist ein guter Anfang! Wir werden die 
Entwicklung weiter verfolgen und berichten.  
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Verantwortlich für den Inhalt der Beiträge im 
Sinne des Presserechts sind die jeweils genann-
ten Autoren.  
 
Sie möchten über ein Thema im Bürger/innen-Brief 
berichten? Setzen Sie sich gerne mit uns in Verbin-
dung!  
 

Auflage:  2.000 Exemplare  
 

 
 

Auf www.bbkiel.de finden Sie: 
�  Veranstaltungstermine, 
�   Links zu interessanten Bürger-Themen  
�  weiterführende Informationen und Berichte 
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